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I .  
Tenor 

 

Hiermit wird Ihnen auf Ihren Antrag vom 10.12.2025 (hier eingegangen am 04.02.2026) 

gemäß §§ 16 und 6 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit 

§§ 1 und 2 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie 

der Ziffer 7.1.11.3 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV die  

Genehmigung 

zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer genehmigungspflichtigen Anlage zur 

Aufzucht und Haltung von 1.065 Mastschweinen, 350 Sauen und 2.362 Ferkeln am 

Standort Bombeck 4, 48727 Billerbeck, erteilt.  

Die Anlage darf auf dem Grundstück in Billerbeck, Kreis Coesfeld, Gemarkung Billerbeck-

Kirchspiel, Flur 52, Flurstück 7, errichtet und betrieben werden. 

 

Entsprechend der Konzentrationswirkung gemäß § 13 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) schließt diese Genehmigung auch die nachfolgend benannte Entscheidung 

ein: 

 Baugenehmigung gemäß Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen. 

 

Diese Genehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang 1 angeführten Antragsunterla-

gen erteilt, sofern sich nicht durch nachstehende Anforderungen und Nebenbestim-

mungen Änderungen ergeben. Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmi-

gung.  

Die in den Antragsunterlagen beschriebenen Maßnahmen und Angaben sind Bestandteil 

der Genehmigung und müssen bei der Errichtung und dem Betrieb der Anlage umgesetzt 

werden.  

 

Soweit nachfolgend keine abweichenden Regelungen getroffen werden, gelten die Ne-

benbestimmungen und Hinweise zu den bisher für die Anlage ergangenen immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungen unverändert fort. 
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I I . 
Antragsumfang/Anlagendaten 

 

BE 1: Sauenstall zu Ferkelstall 
456 Ferkel 

Änderung 

BE2: Garage 
 

Bestand 

BE 3: Sauenstall zu Ferkelstall 
658 Ferkel 

Änderung  

BE 4: Sauenstall zu Ferkelstall 
448 Ferkel  

Änderung 

BE 5: Schweinemaststall 
Reduzierung der Tierplätze auf 150 

Änderung 

BE 6: Silo 
 

Bestand 

BE 7: Maschinenhalle 
 

Bestand 

BE 8: Ferkelstall 
800 Ferkel 

Bestand 

BE 9: Schweinestall 
915 Mastschweine 

Änderung 

BE 10: Sauenstall 
230 NT-Sauen und Eber 
120 Sauen mit Ferkeln 

Neu 

BE 11: Güllehochbehälter mit Zeltdach 
Volumen: 3.052 m³ 

Neu 

 

 

Gesamtkapazität der Anlage: 1.065 Mastschweine 
 2.362 Ferkel 
 350 Sauen 

 

 

 

 

 



KREIS COESFELD 
ABTEILUNG 63 – BAUEN, WOHNEN UND IMMISSIONSSCHUTZ 
 

Genehmigungsbescheid vom 29.06.2026, 63.3-2026-0124-0321900 Seite 5 
 

I I I . 
Vorbehalte, Bedingungen, Befristungen 

 

III.1 Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Be-

standskraft dieses Bescheides mit dem Betrieb der beantragten Anlage begon-

nen worden ist. Die Frist kann auf Antrag verlängert werden. Der Antrag muss 

der Genehmigungsbehörde vor Ablauf der Frist vorliegen. 

 

IV. 
Nebenbestimmungen 

IV.1 Allgemeine Festsetzungen 

IV.1.1 Die Nebenbestimmungen bisher erteilter Genehmigungen gelten sinngemäß 

fort, soweit sie nicht durch Fristablauf oder Verzicht erloschen bzw. durch Erle-

digung erfüllt sind und soweit sich aus diesem Bescheid keine Abweichungen 

ergeben.  

 

IV.1.2 Dieser Bescheid oder eine Kopie einschließlich der zugehörigen Antragsunter-

lagen sind bei der Betriebsleitung der Anlage oder seiner/seinem Beauftragten 

jederzeit zur Einsichtnahme für die Aufsichtsbehörden bereitzuhalten. 

 

IV.1.3 Zur Durchführung der erforderlichen Abnahmerevision ist die Inbetriebnahme 

der geänderten Anlage, d. h. erstmalige Einstallung der BE 10 Sauenstall nach 

Erteilung der vorliegenden Genehmigung, dem Kreis Coesfeld, FD 63.3, als der 

zuständigen Überwachungsbehörde sowie dem Kreis Coesfeld, Abt. 63.1 Bau-

aufsichtsbehörde, mindestens 14 Tage vorher schriftlich mitzuteilen. Spätes-

tens mit dieser Inbetriebnahmeanzeige sind auch die im Folgenden geforderten 

Nachweise beizufügen, soweit sich aus den einzelnen Nebenbestimmungen 

nichts Abweichendes ergibt. 
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IV.1.4 Der Betreiber der Anlage hat besondere Vorfälle und Störungen während der 

Errichtung und des Betriebes, die wesentliche Veränderungen des Zustandes 

der Funktionsfähigkeit oder Emissionen der Anlage verursachen können oder 

eine Umweltgefährdung oder Belästigungen der Nachbarschaft besorgen las-

sen, unverzüglich fernmündlich dem Kreis Coesfeld, FD 63.3, mitzuteilen. 

Davon unabhängig sind alle Maßnahmen zu ergreifen, die zur Abstellung der 

Störungen erforderlich sind. 
 

IV.1.5 Es ist ein Tier-Bestandsbuch zu führen, in dem tagesgenau der Gesamttierbe-

stand der Anlage mit Angabe der Zu- und Abgänge sowie den verendeten Tieren 

aufgeführt wird. 

In diesem Tier-Bestandsbuch sind die Verkäufer der eingekauften Tiere ebenso 

zu dokumentieren wie die Käufer der veräußerten Tiere und die Entsorgungs-

firma, der die verendeten Tiere überlassen werden.  

Dieses Tier-Bestandsbuch ist an der Anlage vorzuhalten und den Überwa-

chungsbehörden jederzeit zur Einsicht vorzulegen. Die Angaben im Tier-Be-

standsbuch sind mindestens monatlich durch den Betreiber der Anlage oder 

eine durch ihn beauftragte Person gegenzuzeichnen. Die beauftragte Person ist 

gegenüber dem Kreis Coesfeld, FD 63.3, schriftlich unter Angabe der Persona-

lien anzuzeigen. 

 

IV.1.6 Der Betreiber der Anlage hat ein Betriebstagebuch zu führen, in dem alle Nach-

weise und Kontrollen, die sich aus diesem Genehmigungsbescheid ergeben, 

niedergelegt und dokumentiert werden. Das Betriebstagebuch ist mindestens 

fünf Jahre lang aufzubewahren. 

Das Betriebstagebuch ist den zuständigen Behörden jederzeit auf Verlangen 

und unmittelbar vorzulegen. Hierzu ist das Betriebstagebuch zusammen mit 

den Antragsunterlagen und einer Ausfertigung des Genehmigungsbescheides 

an der Anlage vorzuhalten. 
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IV.1.7 Im Falle der Betriebseinstellung der Anlage sind nachfolgende Maßnahmen 

durchzuführen: 

• Reinigung und Desinfektion der Stallanlagen, 

• Entleeren aller Siloanlagen und Güllelagerräume, 

• fachgerechte Entsorgung der verbliebenen Gülle, 

• Sicherung der Elektrik und Elektronik gemäß Betriebsanweisung, 

• Demontage, Verkauf oder ordnungsgemäße Verwertung und Besei-

tigung der Anlage bzw. Anlagenteile wie Maschinen und Apparatu-

ren, 

• Schädlingsbekämpfung 

• Sicherung der Anlagen gegen unbefugtes Betreten und 

• ständige Sichtkontrolle der verbliebenen Anlagen. 

 

IV.2 Festsetzungen zum Baurecht  

IV.2.1  Der Baubeginn ist mindestens eine Woche vorher der Bauaufsichtsbehörde 

schriftlich anzuzeigen (§ 74 Abs. 9 BauO NRW 2018).  

Bitte nutzen Sie dazu den beigefügten Vordruck und achten Sie darauf, dass die 

Anzeige zum Baubeginn vollständig ausgefüllt ist. 

 

IV.2.2 Mit der Anzeige über den Baubeginn ist der Bauaufsichtsbehörde eine verant-

wortliche Bauleiterin bzw. ein verantwortlicher Bauleiter zu benennen.  

Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss über die erforderliche Sachkunde und 

Erfahrung für Bauvorhaben dieser Art und Größe verfügen. Im Zweifel kann sich 

die Bauaufsichtsbehörde die erforderliche Sachkunde und Erfahrung nachwei-

sen lassen (§§ 53 und 56 BauO NRW 2018). 

 
IV.2.3 Die Grundrissfläche und die Höhenlage der genehmigten baulichen Anlage sind 

vor Baubeginn abzustecken (§74 Absatz 8 BauO NRW 2018). Der Nachweis über 

die Einhaltung (Schnurgerüstabnahme) ist der Bauaufsichtsbehörde auf Verlan-

gen vorzulegen (§ 83 Absatz 3 BauO NRW 2018). 
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IV.2.4 Spätestens mit der Anzeige des Baubeginns ist der Bauaufsichtsbehörde der 

geprüfte bautechnische Nachweis für die Standsicherheit (Statik) inklusive 

der zugehörigen Positionspläne und aller zugehörigen Prüfberichte vorzulegen 

(§68 Abs.2 BauO NRW). 

 
IV.2.5 Spätestens mit der Anzeige des Baubeginns ist der Bauaufsichtsbehörde die 

schriftliche Erklärung der oder des staatlich anerkannten Sachverständigen 

für die Prüfung Standsicherheit vorzulegen, wonach er oder sie zur stichpro-

benhaften Kontrolle beauftragt wurde (§ 68 Absatz 2 Satz 2 BauO NRW 2018). 

 

IV.2.6 Die Fertigstellung des Rohbaus des Bauvorhabens ist der Bauaufsichtsbehörde 

eine Woche vorher mit beigefügten Vordrucken anzuzeigen, um eine Besichti-

gung des Bauzustandes zu ermöglichen (§ 84 Absatz 2 BauO NRW 2018). 

Erforderliche Anzeigen zum Baufortschritt: 

IV.2.7 Die abschließende Fertigstellung des Bauvorhabens ist der Bauaufsichtsbe-

hörde eine Woche vorher mit beigefügten Vordrucken anzuzeigen, um eine Be-

sichtigung des Bauzustandes zu ermöglichen (§ 84 Absatz 2 BauO NRW 2018). 

 
Zur abschließenden Fertigstellung 

IV.2.8 Gleichzeitig mit der Anzeige über die abschließende Fertigstellung und vor In-

betriebnahme sind der Bauaufsicht die nachfolgend aufgeführten Unterlagen 

vorzulegen: 

Hinweis: Fehlen sicherheitsrelevante Nachweise kann keine Bauzustandsbe-

sichtigung durchgeführt werden. 

- Bescheinigung entsprechend § 12 (2) SV-VO über die stichproben-
hafte Kontrolle der Bauausführung bzgl. der Standsicherheit (§ 84 
Abs. 4 BauO NRW) 

IV.2.9 Die elektrischen Anlagen und Photovoltaikanlagen in und auf den Gebäuden 

des Betriebes sowie die dafür bauordnungsrechtlich geforderten Brandschutz-

maßnahmen müssen durch Sachkundige gemäß § 3 auf ihre Wirksamkeit und 



KREIS COESFELD 
ABTEILUNG 63 – BAUEN, WOHNEN UND IMMISSIONSSCHUTZ 
 

Genehmigungsbescheid vom 29.06.2026, 63.3-2026-0124-0321900 Seite 9 
 

Betriebssicherheit geprüft werden. Die Prüfung hat als Erstprüfung vor der ers-

ten Inbetriebnahme zu erfolgen und danach als wiederkehrende Prüfung (§ 2 

Verordnung über die Prüfung elektrischer Anlagen in Tierhaltungsanlagen).  

Der Prüfbericht ist der Bauaufsicht auf Verlangen vorzulegen. 

 

IV.2.10 Zur abschließenden Bauzustandsbesichtigung ist die Sachkundigenbescheini-

gung für den eingebauten Blitzschutz vorzulegen (§ 50 Absatz 1 Ziff. 20 BauO 

NRW i. V. mit Ziffer 8.2 der Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen an 

Tierhaltungsanlagen).  

Auf die regelmäßige Prüfpflicht weise ich hin. 

 

IV.2.11 Ich weise darauf hin, dass Wechselrichter von Photovoltaikanlagen (in der Pla-

nung derzeit nicht vorgesehen) auf Dächern von Tierhaltungsanlagen in einem 

eigenen Technikraum untergebracht sein müssen, der durch Trennwände und 

Abschlüsse nach Ziffer 5.1 der Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen 

an Tierhaltungsanlagen von anderen Räumen getrennt ist. 

 
IV.2.12 Ausgänge und sonstige Rettungswege müssen durch Sicherheitskennzeichen 

dauerhaft und gut sichtbar gekennzeichnet sein. Dabei ist zu beachten, dass die 

Zeichen gegen Gase und Dämpfe widerstandsfähig sein müssen (Ziffer 6.1 der 

Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen an Tierhaltungsanlagen). 

 

IV.2.13 Die Zufahrt, Feuerwehrumfahrt und die Bewegungsflächen müssen für die Feu-

erwehrfahrzeuge ausreichend befestigt und tragfähig sein. Die Zufahrt für die 

Feuerwehr auf das Grundstück ist durch ein Hinweisschild nach DIN 4066 mit 

der Aufschrift „Feuerwehrzufahrt“ zu kennzeichnen und die Bewegungsflächen 

für die Feuerwehr sind als solche mit einem Hinweisschild nach DIN 4066 mit 

der Aufschrift „Feuerwehr-Bewegungsfläche“ zu kennzeichnen. Die Flächen für 

die Feuerwehr sind ständig freizuhalten. Die Kennzeichnung der Zufahrt muss 

von der öffentlichen Verkehrsfläche sichtbar sein (§ 5 Absatz 2 BauO NRW 

2018). 
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IV.2.14  Um der Feuerwehr zum Zweck der Erkundung und schneller Einleitung wirksa-

mer Löschmaßnahmen (§ 14 BauO NRW 2018) einen gewaltfreien Zugang auf 

das Gelände zu ermöglichen, müssen etwaige Tore an einer geplanten Zaunan-

lage mit einer Verschlusseinrichtung gemäß DIN 14925 ausgestattet werden. 

Alternativ kommt die Installierung einer Doppelschließung oder eines Feuer-

wehrschlüsseldepots (FSD 1), in dem die Torschlüssel vorgehalten werden, in 

Frage. Die Lage und die Schließung des Feuerwehrschlüsseldepots sind im Ein-

vernehmen mit der örtlich zuständigen Feuerwehr festzulegen. 

 
IV.2.15 Zugangstüren für die Feuerwehr (Nummer 4.1 Tierhaltungsanlagenrichtlinie) 

und Türen in Rettungswegen (Nummer 6.4 Tierhaltungsanlagenrichtlinie), die 

von außen nicht dauerhaft unverschlossen sind, sind entweder mit einer Ver-

schlusseinrichtung gemäß DIN 14925 oder mit einer einheitlichen Objektschlie-

ßung auszustatten. Der Objektschlüssel ist in einem Feuerwehrschlüsseldepot 

mit zwei Schlüsselsätzen zu hinterlegen. Die Lage und die Schließung des Feu-

erwehrschlüsseldepots sind mit der örtlich zuständigen Feuerwehr abzustim-

men. 

 

IV.2.16 Sollten die flächendeckenden Wasserzapfstellen mit fest installierten Schläu-

chen nicht ausgeführt werden, sind an allen Zugängen tragbare Feuerlöscher 

griffbereit anzubringen, zu kennzeichnen und ständig gebrauchsfähig zu halten. 

Das Löschvermögen der tragbaren Feuerlöscher muss insgesamt mindestens 48 

Löschmitteleinheiten je Brandabschnitt betragen. Jeder tragbare Feuerlöscher 

muss jeweils über mindestens sechs Löschmitteleinheiten verfügen (Nummer 

10 Tierhaltungsanlagenrichtlinie). 

 
IV.2.17 Es ist im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle des Kreises Coesfeld 

eine Brandschutzordnung gemäß DIN 14096 (Teil A bis C) zu erstellen. Darin 

sind die Maßnahmen, die im Gefahrenfall zur Rettung von Menschen und Tie-
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ren erforderlich sind, festzulegen. Die Brandschutzordnung hat im freigegebe-

nen und gedruckten Zustand bei Nutzungsbeginn vorzuliegen. Brandschutzord-

nungen müssen stets auf aktuellem Stand gehalten werden und sind mindes-

tens alle zwei Jahre von einer fachkundigen Person zu prüfen (Nummer 11.2 

Tierhaltungsanlagenrichtlinie). 

 
IV.2.18 Der Feuerwehr ist nach Inbetriebnahme des Objektes Gelegenheit zu geben, 

sich für den Einsatz erforderliche Ortskenntnisse zu verschaffen (§ 44 Abs. 4 

BHKG). 

 
IV.2.19 Es ist im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle des Kreises Coesfeld 

ein Feuerwehr-Übersichtsplan nach DIN 14095 zu erstellen (Nummer 11.3 Tier-

haltungsanlagenrichtlinie). Insbesondere sind Zugangsmöglichkeiten zu den 

Gebäuden, Brandabschnittstrennungen, besondere Gefahren wie Hinweise zu 

Photovoltaik-Anlagen, Zu- und Umfahrten, sowie Löschwasserentnahmestellen 

und -mengen darzustellen. Hierbei ist vom Betreiber auf objektspezifische Ge-

fahrenschwerpunkte hinzuweisen, ferner sind die sicherheitstechnischen Ein-

richtungen zu erläutern. Ein gesonderter Löschwasserversorgungsplan (Num-

mer 11.1 Tierhaltungsanlagenrichtlinie) ist nicht erforderlich. 

IV.3 Festsetzung hinsichtlich des Boden und Gewässerschutzes 

IV.3.1 Anlagen zum Lagern von über 25 cbm Silagesickersaft, sonstige Anlagen zum 

Lagern von JGS (Jauche, Gülle, Sickersaftsaft) über 500 cbm oder Anlagen zum 

Lagern von Festmist oder Silage über 1000 cbm sind mindestens 6 Wochen vor 

Errichtung der Anlage der zuständigen Behörde anzuzeigen (Anlage 7 Nr. 

6.1 AwSV). 

 

IV.3.2 Der Güllehochbehälter sowie die Leckageüberwachung ist entsprechend der 

allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung (abZ) zu errichten. Die Zulassung ist 

bei der Abnahmeprüfung durch einen AwSV Sachverständigen zu bescheinigen 

(Anlage 7 Nr. 2.1 AwSV).  
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IV.3.3 Die Dichtheit der Kanäle, Rinnen und Rohrleitungen muss auch nach Inbetrieb-

nahme schnell und zuverlässig kontrollierbar sein. Die dafür notwendigen Ein-

richtungen für Sicht- und Dichtheitsprüfungen sind bei der Planung und dem 

Bau zu berücksichtigen. Es ist auch zu gewährleisten, dass für die Dauer der 

Prüfungen des Bauteils kein Zufluss von Jauche, Gülle oder ggf. Niederschlags-

wasser erfolgt. 

Verbindungen sind längskraftschlüssig auszuführen (z.B. verschweißte PE-HD-

Rohre, Schraub- und Flanschverbindungen). 

Unterirdische Rohrleitungen dürfen nur mit nicht lösbaren Verbindungen aus-

geführt werden.  

Oberirdische Rohrleitungen müssen nach DIN 2403 gekennzeichnet sein, unter-

irdisch verlegte Rohrleitungen sind in Bestandsplänen zu erfassen.  

Anforderungen nach Technische Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS) 792 

Nr.6.6. 

 

IV.3.4 Im Fahr und Rangierbereich ist ein Anfahrschutz in ausreichendem Abstand von 

Behälter, oberirdischen Rohrleitungen und Armaturen zu errichten (Technische 

Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS) 792 Nr.6.1.4). 

 

IV.3.5 Der Güllehochbehälter ist vor der Inbetriebnahme durch einen Sachverständi-

gen nach § 53 AwSV auf ihre Funktion und Dichtheit überprüfen zu lassen (An-

lage 7 Nr. 6.4 AwSV). 

Zugehörige Rohrleitungen unterliegen ebenfalls den Anforderungen an die Prü-

fungspflicht. Die Prüfung für Freispiegelleitungen ist analog der DIN EN 1610 

durchzuführen. Die Druckprüfung für Druckrohrleitungen ist gemäß der DIN EN 

805 bzw. DVGW 400 W durchzuführen. 

 

IV.3.6 Der Sachverständige nach § 53 AwSV ist vor Baubeginn zu beauftragen (TRwS 

792 Nr. 9.1) 
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IV.4 Festsetzungen hinsichtlich des Immissionsschutzes 

IV.4.1  Bei der Bauabnahme ist eine Herstellerbescheinigung vorzulegen, dass durch 

das Zeltdach ein Emissionsminderungsgrad bezogen auf den offenen Behälter 

ohne Abdeckung von mindestens 90 Prozent der Emissionen an Geruchsstoffen 

und an Ammoniak erreicht wird. 

Der genannte Emissionsminderungsgrad ergibt sich aus der Immissionsprog-

nose G-6477-01 des Ingenieurbüro Richters & Hüls aus Ahaus vom 21.01.2026. 

 

IV.4.2 Vor Inbetriebnahme (Aufstallung) des neuen Maststalles BE 10, d.h. vor erst-

maliger Einstallung der Sauen, ist dem Kreis Coesfeld ein Prüfbericht zu den in-

stallierten Lüftungsanlagen und Abluftführungen – erstellt von einem nicht am 

Genehmigungsverfahren oder der Erstellung der Lüftungs- und Abluftanlagen 

beteiligten Sachkundigen – vorzulegen. Aus dem Prüfbericht muss eindeutig 

überprüfbar hervorgehen, dass die aus der Immissionsprognose G-6477-01 des 

Ingenieurbüro Richters & Hüls aus Ahaus vom 21.01.2026 genannten Anforde-

rungen an die Mindestluftrate und die Höhe der Abluftführungen erreicht bzw. 

eingehalten werden und die Luftrate durch Datenlogger aufgezeichnet wird. 

Folgende Vorgaben aus der Immissionsprognose sind dabei zu beachten: 

die Abluftführungen der Stallanlagen sind so zu errichten, dass  

 

a) die Austrittsfläche der Abluftschächte der 
 BE 3-5 mindestens 3 m über First und 13,5 m über Gelände 
 BE 8 mindestens 3 m über First und 10 m über Gelände 
 BE 9 mindestens 3 m über First und 10 m über Gelände 
 BE 10 mindestens 3 m über First und 10 m über Gelände 

liegen. 

b) die Lüftungsanlagen wie folgt ausgelegt und eingerichtet sind:   
 

Betriebseinheit Anzahl der 
Kamine 

Durchmesser der 
Kamine 

Ganzjährige 
Mindest-Abluftgeschwin-

digkeit 
BE 3-5 3 0,92 m  7 m/s 
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BE 8 2 0,9 m  7 m/s 
BE 9 4 0,9 m 7 m/s 
BE10 4 0,93 m 7 m/s 

 

IV.4.3 Es ist entsprechend der Immissionsprognose G-6477-01 des Ingenieurbüros 

Richters & Hüls aus Ahaus vom 21.01.2026 ein Teilspaltenboden in der BE 10 zu 

installieren. Es hat mehrmals täglich die Ausräumung des Mistes mittels Falt-

schieber zu erfolgen. 

 

IV.4.4 Eine größtmögliche Sauberkeit und Trockenheit im Stall ist sicherzustellen. 

Hierzu gehört, dass alle Futter und Fütterungshygienemaßnahmen sowie das 

Trocken- und Sauberhalten der Kot- , Lauf- und Liegeflächen, der Stallgänge, 

der Stalleinrichtungen und der Außenbereiche um den Stall eingehalten wer-

den. 

Tränkwasserverluste sind durch eine verlustarme Tränktechnik zu vermeiden. 

Befestigte, nicht eingestreute Bereiche, die durch Kot, Harn oder Futterreste 

verschmutzt oder feucht sind, sind mindestens täglich zu reinigen.  

 

IV.4.5 Die vorgelegte Futtermenge ist so zu bemessen, dass möglichst wenig Futter-

reste entstehen; Futterreste sind regelmäßig aus dem Stall zu entfernen. Ver-

dorbenes oder nicht mehr verwendbares Futter oder Futterreste dürfen nicht 

offen gelagert werden. Werden geruchsintensive Futtermittel, zum Beispiel 

Molke, verfüttert, sind diese in geschlossenen Behältern oder abgedeckt zu la-

gern. 

 

IV.4.6 Die von der Anlage einschließlich des Fahrzeugverkehrs auf dem Betriebsge-

lände verursachten Geräuschemissionen dürfen im gesamten Einwirkungsbe-

reich außerhalb des Betriebes nicht zu einer Überschreitung der Immissions-

richtwerte nach Nr. 6.1 der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 

(TA Lärm) beitragen. Insbesondere dürfen die Beurteilungspegel, zu denen die 

Betriebsgeräusche beitragen, gemessen und bewertet nach TA Lärm, vor den 

nächst benachbarten Wohnhäuser, Bombeck 3 und Bombeck 5  
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tagsüber 60 dB(A) 

nachts  45 dB(A) 

nicht überschreiten.  

 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage 

um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) über-

schreiten (TA Lärm). Die Nachtzeit beginnt um 22:00 Uhr und endet um 06:00 

Uhr.  

 

Nachweise 

IV.4.7 In begründeten Fällen und unter Beachtung der Voraussetzungen des  

§ 26 BImSchG sind auf Anforderung des Kreises Coesfeld, FD 63.3, die Geruchs- 

und/oder Geräuschimmissionen nach Maßgabe des Anhangs 7 der TA-Lärm so-

wie die Staubemissionen nach Maßgabe der VDI-Richtlinie 2066 und Bioaero-

sole VDI 4251 auf Kosten des Anlagenbetreibers durch eine anerkannte Mess-

stelle in Abstimmung mit dem Kreis Coesfeld, FD 63.3, feststellen und beurtei-

len zu lassen. 

Die Messplanung ist mit dem Kreis Coesfeld, FD 63.3, abzustimmen.  

Die anerkannte Messstelle ist zu beauftragen, diese hat über das Ergebnis ihrer 

Feststellungen und die ggf. erforderlichen Emissionsminderungsmaßnahmen 

einen Bericht zu fertigen und zwei Ausfertigungen dem Kreis Coesfeld, FD 63.3, 

unverzüglich direkt zu übersenden. 

Anerkannte Messstellen sind in dem Gemeinsamen Runderlass des Ministeri-

ums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 

Landes Nordrhein-Westfalen und des Ministeriums für Verkehr, Energie und 

Landesplanung (MVEL) – Messstellen-Runderlass Sachverständige – bekannt 

gegeben. 
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IV.4.8 Aufgrund der vorgenannten gutachterlichen Feststellungen und nach deren Be-

wertung durch den Kreis Coesfeld, FD 63.3, ggf. erforderliche technische Ver-

besserungsmaßnahmen, die sicherstellen, dass die erforderlichen Immissions-

werte erreicht werden, sind durch den Betreiber in Abstimmung mit dem Kreis 

Coesfeld, FD 63.3, unverzüglich einzuleiten. 

 

IV.5 Festsetzungen hinsichtlich des Veterinärrechts 

IV.5.1 Das Betriebsgelände muss so eingefriedet sein, dass es nur durch 

verschließbare Tore befahren oder betreten werden kann. Die gesamte 

Einfriedung einschließlich der Ein- und Ausgänge (Tore) muss so beschaffen 

sein, dass fremde Tiere, z.B. auch kleines Wild ab Frischlingsgröße, zu ebener 

Erde nicht in den Betrieb gelangen können. Geeignet ist z.B. ein ca. 1,50 m 

hoher engmaschiger Drahtzaun. Die Ein- und Ausgänge müssen geschlossen 

gehalten und dürfen nur bei Bedarf geöffnet werden. 

 

IV.5.2 Der Betrieb muss außerhalb der Ställe über einen befestigten Platz oder eine 

Rampe verfügen, auf dem oder der die Schweine ver- oder entladen werden 

können. Diese Einrichtung muss ein Entweichen der Schweine und 

Zurücklaufen in den Stallbereich sicher verhindern.  

Der Platz oder die Rampe muss zu reinigen und zu desinfizieren sein. Dort 

anfallende Flüssigkeiten sind den Jauche- oder Güllebehältern oder eine 

Kläranlage, in der Tierseucheerreger abgetötet werden, zuzuführen.  

 

IV.5.3 Die Verladeeinrichtung muss außerhalb der Verladevorgänge zu allen 

Richtungen derart verschlossen werden können, dass ein Eindringen von 

wildlebenden Tieren sicher verhindert wird.  

 

IV.5.4 Der Betrieb muss über einen stallnahen Umkleideraum mit Handwaschbecken, 

Wasseranschluss mit Abfluss zur Reinigung des Schuhzeugs sowie Vorrichtun-
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gen zur getrennten Aufbewahrung von abgelegter Straßenkleidung und stallei-

gener Schutzkleidung einschließlich des Schuhzeugs verfügen. Der Raum muss 

so eingerichtet sein, dass er nass zu reinigen und zu desinfizieren ist. Der Zu-

gang von Personen zum Stallbereich darf nur über diesen Umkleideraum mög-

lich sein. 

 

IV.5.5 Alle bei Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen anfallenden Flüssigkeiten 

(z.B. Verladen, Fahrzeugwaschplatz, Stiefelreinigung, 

Kadaverbehälterreinigung etc.)  sind den Jauche- oder Güllebehältern oder 

einer Kläranlage, in der Tierseuchenerreger abgetötet werden, zuzuführen.  

 

IV.5.6 Der Betrieb muss über Möglichkeiten zur Lagerung von Dung und flüssigen Ab-

gängen mit einer Lagerkapazität ausreichend für acht Wochen (ohne Zugang 

von frischem Material) verfügen. 

 

IV.5.7 Futter und Einstreu sind vor Wildschweinen geschützt zu lagern. Außerhalb der 

Einfriedung gelegene Fahrsilos müssen an der offenen Seite mit einem stabilen 

und Wildschweine dichten Tor verschlossen gehalten werden. Das Tor muss 

derart verankert sein, dass es durch Wildschweine nicht ausgehebelt werden 

kann. 

 

IV.5.8 Jedes Schwein muss jederzeit Zugang zu gesundheitlich unbedenklichem und in 

ausreichender Menge vorhandenem organischen und faserreichen Beschäfti-

gungsmaterial haben, das  

a. das Schwein untersuchen und bewegen kann und  
b. vom Schwein veränderbar ist und damit dem Erkundungsverhalten dient.  

Als Beschäftigungsmaterial in diesem Sinne kann insbesondere Stroh, Heu, Sä-

gemehl oder eine Mischung dieser Materialien verwendet werden.  
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IV.5.9 Im Aufenthaltsbereich der Schweine sollen folgende Werte nicht überschrit-

ten werden:  

a. Je Kubikmeter Luft 20cm³ Ammoniak, 3000cm³ Kohlendioxid und 5cm³  
Schwefelwasserstoff.  

c. Ein Geräuschpegel von 85db(A).  

Das Überschreiten der Grenzwerte kann nur noch kurzzeitig im begründeten 

Einzelfall bei unerlässlichen Tätigkeiten wie z.B. dem Ablassen der Gülle tole-

riert werden. 

 

Besondere Anforderungen für Saugferkel 

IV.5.10 In Abferkelbuchten müssen Schutzvorrichtungen gegen ein Erdrücken der 

Saugferkel vorhanden sein.  

IV.5.11 Der Liegebereich für Saugferkel muss allen Ferkeln ein gleichzeitiges, ungestör-

tes Ruhen ermöglichen und entweder wärmegedämmt und beheizbar oder mit 

geeigneter Einstreu bedeckt sein. Perforierter Boden im Liegebereich der Saug-

ferkel muss abgedeckt sein. Ein gleichzeitiges ungestörtes Ruhen aller Ferkel ist 

gewährleistet, wenn alle Ferkel gleichzeitig mindestens in Halbseitenlage in 

dem Liegebereich Platz finden. Für die Berechnung ist sowohl die durchschnitt-

liche Wurfgröße als auch das durchschnittliche Absetzgewicht der Ferkel zu be-

rücksichtigen und folgende Formel anzuwenden:  

0,033 x durchschnittl. Absetzgewicht 0,66 x durchschnittliche Wurfgröße.  

Besondere Anforderungen für Jungsauen und Sauen 

IV.5.12 Jungsauen und Sauen sind in der Gruppe zu halten. Dabei muss abhängig von 

der Gruppengröße mindestens eine uneingeschränkt nutzbare Bodenfläche 

nach folgender Tabelle zur Verfügung stehen: 

 Erforderliche Fläche in Quadratmetern je Sau bei einer 

Gruppengröße von 

 1 bis 5 Tiere 6 bis 39 Tiere 40 oder mehr Tiere 

je Jungsau (bis  

zum ersten Wurf) 

1,85 1,65 1,5 
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je  Sau (ab dem 

ersten Wurf) 

2,5 2,25 2,05 

Ein Teil der Bodenfläche, der 0,95 Quadratmeter je Jungsau und 1,3 Quadrat-

meter je Sau nicht unterschreiten darf, muss als Liegebereich (maximal 15 % 

Perforationsgrad) zur Verfügung stehen. 

IV.5.13 Fress-Liegebuchten für die Gruppenhaltung von Jungsauen und Sauen müssen 

so angelegt und beschaffen sein, dass  

a) die Tiere die Zugangsvorrichtung zu den Buchten selbst betätigen und die 
Buchten jederzeit aufsuchen und verlassen können;  

b) der Boden ab der buchtenseitigen Kante des Futtertroges mindestens 100 
Zentimeter weit als Liegebereich (maximal 15 % Perforationsgrad) ausge-
führt ist. 

IV.5.11 Im Zeitraum ab dem Absetzen ihrer Ferkel bis zur Besamung muss Sauen eine 

uneingeschränkt nutzbare Bodenfläche von mindestens fünf Quadratmetern je 

Sau zur Verfügung stehen. Von dieser Bodenfläche muss  

a) ein Teil, der 1,3 Quadratmeter je Sau nicht unterschreiten darf, als Liege-
bereich (maximal 15 % Perforationsgrad) und  

b) ein weiterer Teil als Aktivitätsbereich zur Verfügung gestellt werden.  

Dabei müssen für die Sauen Rückzugsmöglichkeiten in ausreichendem Umfang 

vorhanden sein. Fress-Liegebuchten oder sonstige Fressplätze stellen keine 

Rückzugsmöglichkeit in diesem Sinne dar. Sie sind in der Gruppe zu halten und 

dürfen nur kurzfristig für die Rauschekontrolle und die Tätigkeit des Besamens 

fixiert werden. 

IV.5.14 Werden Jungsauen oder Sauen im Zeitraum von einer Woche vor dem voraus-

sichtlichen Abferkeltermin bis zum Absetzen ihrer Ferkel nicht in der Gruppe 

gehalten, darf der Liegebereich für Jungsauen und Sauen nicht über Teilflächen 

hinaus perforiert sein, durch die Restfutter fallen oder Kot oder Harn durchge-

treten werden oder abfließen kann. In den Abferkelbuchten im Liegebereich 

der Sau muss eine feste Fläche von mindestens 1,27 m Länge mit einem Perfo-

rationsgrad von maximal 7 % vorhanden sein. Der Boden des Liegebereiches 

soll überwiegend den Charakter einer geschlossenen Fläche haben. 
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IV.5.15 Eine Abferkelbucht, in der sich die Jungsau oder Sau frei bewegen kann, muss 

eine Bodenfläche von mindestens sechseinhalb Quadratmetern aufweisen und 

der Jungsau oder Sau ein ungehindertes Umdrehen ermöglichen. Eine Abfer-

kelbucht muss ferner so angelegt sein, dass hinter dem Liegebereich der 

Jungsau oder der Sau genügend Bewegungsfreiheit für das ungehinderte Ab-

ferkeln sowie für geburtshilfliche Maßnahmen besteht. Dabei dürfen Jungs-

auen und Sauen nur für einen Zeitraum von längstens fünf Tagen, der die Zeit 

beinhaltet, in der die Jungsau oder Sau abferkelt, im Kastenstand gehalten wer-

den. 

IV.5.16 Kastenstände für die Einzelhaltung im Deckzentrum und Abferkelstall müssen 

so beschaffen sein, dass 

a) die Schweine sich nicht verletzen können 
und 

b) die Schweine gleichzeitig ungehindert liegen, aufstehen, sich hinlegen und 
eine natürliche Körperhaltung einnehmen können und 

c) und der Liegebereich für Jungsauen und Sauen einen maximalen Perfora-
tionsgrad von 7 % aufweist. 

IV.5.17 Die Länge des Kastenstandes darf 220 cm nicht unterschreiten. 

 

Besondere Anforderungen an Haltungseinrichtungen für Eber 

IV.5.18 Eber dürfen nur in Haltungseinrichtungen gehalten werden, die so beschaffen 

sind, dass der Eber sich ungehindert umdrehen und andere Schweine hören, 

riechen und sehen kann und für einen Eber ab einem Alter von 24 Monaten 

eine Fläche von mindestens sechs Quadratmeter aufweisen. Eber dürfen in Hal-

tungseinrichtungen, die zum Decken benutzt werden, nur gehalten werden, 

wenn diese 

a. so angelegt sind, dass die Sau dem Eber ausweichen und sich ungehindert 
umdrehen kann und 

b. eine Fläche von mindestens zehn Quadratmeter aufweisen. 
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IV.6 Festsetzungen hinsichtlich des Landschafts-und Naturschutzes  

IV.6.1  Bei der Durchführung der Baumaßnahme ist in jedem Fall naturschonend vor-

zugehen. Dies bedeutet insbesondere, dass prägende Landschaftsbestandteile 

(Hecken, Bäume, Geländeböschungen, Kleingewässer etc.) unbeschädigt und 

unbeeinträchtigt zu erhalten sind. Es ist ein Mindestabstand von 3 m zu vor-

handenen Sträuchern und 5 m zu Bäumen einzuhalten (§ 15 Absatz 1 Bun-

desnaturschutzgesetz). 

 

IV.6.2  Bei den Erdarbeiten ist der Schutz des Wurzelwerkes im gesamten Bereich des 

Kronendurchmessers zu gewährleisten (§ 15 Absatz 1 Bundesnaturschutzge-

setz). 

 

IV.6.3 Die Flächeninanspruchnahme für den Baubetrieb ist auf das geringstmögliche 

Maß zu reduzieren (§ 15 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz). 

 

IV.6.4 Wenn die Beseitigung von Gehölzen notwendig sein sollte (keine Ausweich-

möglichkeiten etc.), ist dies mit dem Landrat des Kreises Coesfeld, untere Na-

turschutzbehörde, 48651 Coesfeld vorab abzustimmen. Das gleiche gilt bei Ver-

lust sonstiger Vegetationsdecken (z. B. Grünland). 

In diesen Fällen sind (weitere) Kompensationsmaßnahmen erforderlich (§ 15 

Absatz 2 Bundesnaturschutzgesetz). 

 

IV.6.5 Der landschaftspflegerische Begleitplan vom 23. Januar 2026, erstellt durch 

ökon GmbH, Münster, ist Bestandteil der Baugenehmigung (§ 15 Absatz 1 Bun-

desnaturschutzgesetz). 

 

IV.6.6  Alle im Landschaftspflegerischen Begleitplan vom 23. Januar 2026, erstellt 

durch ökon GmbH, Münster, aufgeführten Schutz-, Vermeidungs-, Ausgleichs- 
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und Ersatzmaßnahmen sind durch den Antragsteller bzw. deren Rechtsnachfol-

ger(in) umzusetzen, zu pflegen und dauerhaft entsprechend ihrer landschafts-

pflegerischen Ziele zu erhalten (§ 15 Absatz 1 und 2 Bundesnaturschutzgesetz). 

 

IV.6.7  Die Pflanzarbeiten (siehe LBP S. 21 ff; Anhang Karte 3) sind in der auf den Bau-

beginn nächstfolgenden Pflanzperiode an der im Lageplan eingezeichneten 

Stelle durchzuführen. 

Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Abgänge des Be-

standes sind in der jeweils nachfolgenden Pflanzperiode zu ersetzen (§ 15 Ab-

satz 4 Bundesnaturschutzgesetz). 

Die Anlage der extensiv genutzten Dauergrünlandfläche mit Baumgruppen 

(Kompensationsmaßnahme K3) ist im nachfolgenden ELAN NRW Flächenver-

zeichnis der Landwirtschaftskammer NRW als Landesbeauftragter – Der Leiter 

der EU-Zahlstelle als Dauergrünland aufzunehmen und mit 459 zu codieren. 

Der Abschluss der Pflanzarbeiten bzw. der durchgeführten Kompensations-

maßnahmen ist zu dokumentieren. Es sind spätestens vier Wochen nach Durch-

führung der Maßnahmen aussagekräftige Fotos sowie das nachfolgende Flä-

chenverzeichnis der Landwirtschaftskammer NRW dem Landrat des Kreises Co-

esfeld, untere Naturschutzbehörde, unaufgefordert (per E-Mail an: 

Karola.Schedding@kreis-coesfeld.de) zur Verfügung zu stellen (§ 17 Absatz 7 

Bundesnaturschutzgesetz). 

 

IV.6.8  Sollten während der Bauarbeiten besonders geschützte Arten gemäß § 7 Ab-

satz 2 Nr. 13 Bundesnaturschutzgesetz trotz vorheriger Überprüfung festge-

stellt werden, so sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen und die untere Na-

turschutzbehörde des Kreises Coesfeld ist zu informieren. 

In diesem Fall wäre eine Befreiung von den artenschutzrechtlichen Zugriffsver-

boten des § 44 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz zu beantragen. 
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IV.6.6  Der Bodenaushub darf ausschließlich auf angrenzende Ackerflächen, die im 

Vorfeld abzustimmen sind, in einer maximalen Stärke von 20 cm aufgebracht 

werden (§ 15 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz). Die bodenschutzfachlichen 

Belange sind zu beachten. 

 

IV.7 Festsetzungen hinsichtlich des Arbeitsschutzes  

IV.7.1  Die Notausgangstür, die vom Raum „Futter/Lager“ des Sauenstalls ins Freie 

führt, muss sich (entgegen der Zeichnung im eingereichten Grundriss) nach au-

ßen öffnen lassen (siehe Anhang Abschnitt 2.3 Absatz 2 Satz 2 Arbeitsstätten-

verordnung). 

 

IV.8 Festsetzungen hinsichtlich des Bodenschutzes  

IV.8.1  Die Ausführung jeglicher Erdarbeiten ist min. eine Woche vorher bei  der Unte-

ren Bodenschutzbehörde (Herr Reehuis, Telefon: 02541/187143; E-Mail: thors-

ten.reehuis@kreis-coesfeld.de) anzuzeigen. 

 

IV.8.2 Sämtliche Erd-/ Bodenarbeiten – hierunter fallen der Abtrag des Oberbodens 

(Mutterboden) und der Aushub des Unterbodens - sind unter Anwendung der 

„DIN18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ und der 

„DIN19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ 

durchzuführen. Insbesondere ist die Ausführung von Bodenarbeiten nur bei ge-

eigneten Bodenverhältnissen zulässig. 

 

 

IV.8.4 Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 

Grundstück sind verpflichtet, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder 

schädlichen Bodenveränderung auf dem Grundstück unverzüglich der zustän-

digen Behörde mitzuteilen (§ 2 Abs. 1 LBodSchG) 
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Soweit sich bei den Erd-/ Bauarbeiten Auffälligkeiten nach Farbe, Geruch usw. 

im Boden zeigen, die auf eine Veränderung des Bodens mit umweltgefährden-

den Stoffen hindeuten, ist die Untere Bodenschutzbehörde (Herr Reehuis; Te-

lefon: 02541/187143; E-Mail: thorsten.reehuis@kreis-coesfeld.de) unverzüg-

lich zu benachrichtigen. 

 

V. 

Hinweise 

V.1  Immissionsschutz   

V.1.1 Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung andere, die Anlage betref-

fende behördliche Entscheidungen ein, mit Ausnahme von Planfeststellungen, 

Zulassungen bergrechtlicher Betriebspläne, Zustimmungen sowie von behörd-

lichen Entscheidungen aufgrund atomrechtlicher Vorschriften.  

Entscheidungen aufgrund von wasserrechtlichen Vorschriften werden mit in 

die Genehmigung nach BImSchG eingeschlossen, soweit es sich nicht um Bewil-

ligungen und Erlaubnisse nach den §§ 8 und 9 des Wasserhaushaltsgesetzes 

(WHG) handelt. 

Die Ableitung von unbelastetem Niederschlagswasser in den Vorfluter bedarf 

einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 WHG.  

Keine Gewässerbenutzung und somit erlaubnisfrei ist die Versickerung von Nie-

derschlagswasser über die belebte Bodenzone (z. B. großflächige Versickerung 

über eine unbefestigte begrünte Fläche) und eine Versickerung, die ähnlich wie 

über eine belebte Oberbodenzone (z. B. Flächenversickerung oder Mulden-

versickerung mit einer durchschnittlichen Tiefe von max. 30 cm) auf dem eige-

nen Grundstück unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Tech-

nik und des Wohls der Allgemeinheit erfolgt. 

 

V.1.2 Diesem Bescheid haben die im Anhang 1 aufgeführten Antragsunterlagen zu-

grunde gelegen. Gemäß § 16 BImSchG bedarf jede wesentliche Änderung der 



KREIS COESFELD 
ABTEILUNG 63 – BAUEN, WOHNEN UND IMMISSIONSSCHUTZ 
 

Genehmigungsbescheid vom 29.06.2026, 63.3-2026-0124-0321900 Seite 25 
 

Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen An-

lage der Genehmigung, wenn durch die Änderung nachteilige Auswirkungen 

hervorgerufen werden können. 

Die Genehmigung ist insbesondere erforderlich, wenn aufgrund anderer be-

hördlicher Entscheidungen (Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Be-

freiungen usw.) wesentliche Änderungen der Lage, der Beschaffenheit oder des 

Betriebs der Anlage notwendig werden und wenn durch die Änderung nachtei-

lige Auswirkungen hervorgerufen werden können. 

Ausnahmsweise ist eine Genehmigung nicht erforderlich, wenn durch die Än-

derung hervorgerufene nachteilige Auswirkungen offensichtlich gering sind 

und die Erfüllung der sich aus § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ergebenden Anforde-

rungen sichergestellt ist.  

In diesem Fall ist der Betreiber einer genehmigungsbedürftigen Anlage gemäß 

§ 15 BImSchG verpflichtet, der zuständigen Behörde die Änderung der Lage, 

der Beschaffenheit oder des Betriebs der Anlage, einen Monat, bevor mit der 

Änderung begonnen wird, anzuzeigen. Dies gilt nur für den Fall, dass keine Ge-

nehmigung nach § 16 BImSchG beantragt wird und die Änderung sich auf in 

§ 1 BImSchG genannte Schutzgüter auswirken kann. Der Anzeige sind Unterla-

gen im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2 beizufügen, soweit diese für die Prüfung, ob 

das Vorhaben genehmigungspflichtig ist, erforderlich sein können.  

 

V.1.3 Wird beabsichtigt, den Betrieb der Anlage oder von Anlageteilen, die für sich 

selbst genommen eine Genehmigungspflicht nach dem BImSchG hervorrufen, 

einzustellen, so ist der Zeitpunkt der Einstellung der zuständigen Behörde (dem 

Kreis Coesfeld, FD 63.3) anzuzeigen. 

Die teilweise Stilllegung einer Anlage begründet keine Anzeigepflicht.  

Die Anzeigepflicht trifft auch auf Anlagen zu, die als gemeinsame Anlagen nach 

§ 1 Abs. 3 der 4. BImSchV oder als selbständig genehmigungsbedürftiger Teil ei-

ner gemeinsamen Anlage betrieben werden sowie auf solche Teile oder Neben-

einrichtungen, bei denen eine gesonderte Genehmigung lediglich aufgrund von 
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§ 1 Abs.  4 der 4. BImSchV nicht erteilt wurde. Der Anzeige sind die Unterlagen 

beizufügen, aus denen die Erfüllung der Pflichten nach § 5 Abs. 3 des BImSchG 

ersichtlich ist. 

 

V.2 Baurecht und Abfallentsorgung 

V.2.1 Ich weise darauf hin, dass gemäß VermKatG NRW für die Bauherrschaft die 

Pflicht besteht das Gebäude auf eigene Kosten einmessen zu lassen. Die Beauf-

tragung der Einmessung hat innerhalb von drei Monaten nach Fertigstellung des 

Gebäudes zu erfolgen. Nach Ablauf der Frist wird die erforderliche Vermessung 

auf Kosten der Bauherrschaft durch das Vermessungs- und Katasteramt veran-

lasst. Weitergehende Informationen finden Sie auf dem Serviceportal des Krei-

ses Coesfeld:  

https://serviceportal.kreis-coesfeld.de/detail/-/vr-bis-
detail/dienstleistung/337/show  
 

V.2.2 Die Anforderungen an den baulichen Arbeitsschutz wurden im Baugenehmi-

gungsverfahren nicht geprüft (§ 64 Abs.1 Satz 2 BauO NRW 2018 bzw. § 65 Abs. 

1 Satz 2 BauO NRW 2018). 

 

 

V.3 Bodenschutz- und wasserrechtliche Hinweise 

V.3.1 Die Verantwortung für den ordnungsgemäßen Betrieb sowie für die Feststel-

lung der dauernden Dichtheit der Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Gülle 

obliegt allein dem Betreiber. 
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V.3.2 Für die erforderlich werdende wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung von 

Niederschlagswasser sind entsprechende Antragsunterlagen beizubringen (§ 8 

WHG). 

 

Das entsprechende Antragsformular „Niederschlagswassereinleitung – Antrag 

nach 8 WHG“ sowie die Merkblätter zur Niederschlags- und Fahrsiloentwässe-

rung finden Sie im Internet auf der Seite coe.de/nw. Den Antrag bitte aus-

schließlich in digitaler Form einreichen 

 

V.3.3 Anlagen zum Lagern von Jauche, Gülle, Silagesickersaft müssen gem. § 62 WHG 

so beschaffen sein und so errichtet, unterhalten und betrieben und stillgelegt 

werden, dass der bestmöglichste Schutz der Gewässer vor nachteiligen Verän-

derungen ihrer Eigenschaften erreicht wird.  

Die Anforderungen werden durch die Verordnung über Anlagen zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) dort insbesondere die Anlage 7 kon-

kretisiert. Die technische Regel TRwS 792 definiert die allgemein anerkannten 

Regeln der Technik und ist entsprechend anzuwenden.  

 

V.3.4 Bei der Verwendung von mineralischen Ersatzbaustoffen (z.B. Recycling-Mate-

rial) sind durch die Inverkehrbringer und Verwender des Materials die Anforde-

rungen der ErsatzbaustoffV einzuhalten. 

 

Bei der Verwendung ist Folgendes zu beachten: 

1. Je nach Art und Güteklasse des mineralischen Ersatzbaustoffs sind die 
Einbauweisen gemäß Anlage 2 Tab. 1 – Tab. 27 der ErsatzbaustoffV ein-
zuhalten. 
 

2. Der Verwender hat die im Rahmen einer Baumaßnahme erhaltenen Lie-
ferscheine unverzüglich nach Erhalt zusammenzufügen sowie mit einem 
Deckblatt (Anlage 8 zur ErsatzbaustoffV) zu dokumentieren (§ 25 Abs. 3 
ErsatzbaustoffV) und der Grundstückseigentümer hat das Deckblatt und 
die Lieferscheine ab Erhalt so lange aufzubewahren, wie der jeweilige Er-
satzbaustoff eingebaut ist (§ 25 Abs. 1 ErsatzbaustoffV). Die Unterlagen 
sind der zuständigen Behörde auf Nachfrage vorzulegen. 
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3. Mindesteinbaumengen und erforderliche Anzeigepflichten für be-
stimmte mineralische Ersatzbaustoffe ergeben sich aus den §§ 20 und 22 
der ErsatzbaustoffV. 

 

V.4 Veterinärrecht/Tierschutz 

V.4.1 Die Vorschriften der Schweinehaltungs-Hygieneverordnung und der Tierschutz-

Nutztierhaltungs-Verordnung sind einzuhalten.  

V.4.2 Hinweise zu den erforderlichen Mindestmengen für das Beschäftigungsmate-

rial ergeben sich aus der folgenden Tabelle:  

Beschäftigungsmaterial Max Anzahl Tiere pro Beschäftigungsma-

terial 

Objekte ( Baumwollseile, Jutesäcke) 12 

Raufen (Stroh, Raufutter) 12 (pro Beschäftigungsplatz)* 

Beschäftigungsautomaten/-spender 12 (pro Beschäftigungsplatz)* 

* Wie viele Schweine gleichzeitig an einer Raufe oder Beschäftigungsmaterial stehen 

können richtet sich nach den Schulterbreiten. 

 

V.5 Landschafts-,  Natur- und Artenschutz 

V.5.1 Mit dem Vorhaben ist ein Eingriff in Natur und Landschaft gemäß § 14 Absatz 1 

Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit § 30 Landesnaturschutzgesetz 

NRW verbunden. 

Nach § 15 Absatz 2 Bundesnaturschutzgesetz sind Ausgleichs- bzw. Ersatzmaß-

nahmen erforderlich. Es wird darauf hingewiesen, dass die fristgemäße Umset-

zung der Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen zu den Verpflichtungen der Kon-

ditionalität nach EU-Förderrecht gehört. 

Bei Nichteinhaltung der Auflagen zu den Kompensationsmaßnahmen ist mit 

Sanktionen in Form von Fördermittelkürzung zu rechnen. 
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V.5.1 Das Bauvorhaben wird im Landschaftsschutzgebiet 2.2.01 Baumberge, festge-

setzt im Baumberge-Nord, durchgeführt. 

Die naturschutzfachlichen Belange des Schutzgebietes sind in allen Bauphasen 

sowie im Zuge der späteren Nutzung vorrangig zu berücksichtigen. 

 

V.6 Arbeitsschutz 

V.6.1 Die Gefährdungsbeurteilung nach §§ 5, 6 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) sowie 

nach den auf Grundlage des ArbSchG erlassenen Rechtsverordnungen ist ent-

sprechend der sich ändernden Arbeitsplätze, Tätigkeiten und Arbeitsmittel an-

zupassen. Das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung ist zu dokumentieren.  

Die Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung muss mindestens folgendes 

beinhalten: 

- das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 

- die festgestellten Maßnahmen des Arbeitsschutzes 

- das Ergebnis der Überprüfung der Maßnahmen (Wirksamkeitskontrolle) 

V.6.2 Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, in denen Flüssigmist gelagert 

oder bewegt wird, sind die Vorschriften und Hinweise der Sozialversicherung 

für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) zu beachten. Hierzu zählen 

insbesondere die Unfallverhütungsvorschrift „Güllelagerung, Gruben, Kanäle 

und Brunnen“ (VSG 2.8) sowie die Broschüre B25 „Flüssigmist“. 

 

V.7 Abwasser 

V.7.1 Gem. § 14 der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Billerbeck vom 15. De-

zember 2016 bedarf die Herstellung oder Änderung des Anschlusses eines 

Grundstückes an die bestehende öffentliche Abwasseranlage der vorherigen 

Zustimmung der Stadt Billerbeck. Diese ist rechtzeitig, spätestens jedoch vier 

Wochen vor der Durchführung der Anschlussarbeiten, zu beantragen.  
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V.7.2 Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW (Verordnung zur Selbstüberwachung 

von öffentlichen und privaten Abwasseranlagen; GV NRW 2013, S. 602 ff) hat 

der Eigentümer eines Grundstückes die im Erdreich oder unzugänglich verleg-

ten Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder 

mit diesem vermischtem Niederschlagswasser seines Grundstückes nach der 

Errichtung oder nach wesentlicher Änderung unverzüglich von Sachkundigen 

nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (hier: DIN 1986 Teil 30 und 

DIN EN 1610) auf deren Zustand und Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen.  

Gem. § 2 der SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und Funktions-

prüfung in einer Bescheinigung gem. Anlage 2 der SüwVO Abw NRW vorzule-

gen. Dieser Bescheinigung ist als Anlage beizufügen:  

1. Ein Bestandsplan/eine Lageplanskizze  

2. Eine Fotodokumentation der Örtlichkeit  

3. Bei optischer Prüfung  

a) Eine CD/DVD mit den Befahrungsvideos  

b) Haltungs-/Schachtberichte und  

c) Eine Bilddokumentation festgestellter Schäden oder  

4. Bei Prüfung mit Luft oder Wasser die Prüfprotokolle.  

Die Zustands- und Funktionsprüfung ist durch einen Sachverständigen vorzu-

nehmen, der die Anforderungen nach § 13 der SüwVO Abw NRW erfüllt. Die 

Bescheinigung ist dem Abwasserbetrieb der Stadt Billerbeck nach der Errich-

tung unaufgefordert vorzulegen. 

 

V.8 Bodenschutz 

V.8.1 Die Stellungnahme der Bezirksstelle für Agrarstruktur Münsterland der Land-

wirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen vom 15.04.2026 wird hinsichtlich der 

Verwertung des anfallenden Bodenaushubes auf der angrenzenden Ackerflä-

che Bestandteil und ist vollumfänglich umzusetzen. Abweichungen bedürfen 

der ausdrücklichen Zustimmung der Unteren Bodenschutzbehörde (Herr 

Reehuis, Telefon: 02541/187143; E-Mail: thorsten.reehuis@kreis-coesfeld.de). 
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VI. 
Begründung 

 

VI.1 Nicht umweltbezogener Sachverhalt  

Sie haben mit Schreiben vom 10.12.2025, hier eingegangen am 04.02.2026, die Geneh-

migung gemäß § 16 in Verbindung mit § 6 BImSchG zur wesentlichen Änderung einer 

Anlage zur Aufzucht und Haltung von Mastschweinen, Sauen und Ferkeln als Anlage 

nach der Ziffer 7.1.11.3 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 

Anlagen (4. BImSchV) beantragt. 

 

Die für das Genehmigungsverfahren erforderlichen Antragsunterlagen wurden am 

04.02.2026 eingereicht. Der Antrag lag am 05.03.2026 zur abschließenden Bearbeitung 

des Genehmigungsverfahrens vollständig vor.  

 

Für die Entscheidung über den in diesem Bescheid behandelten Antrag ist gemäß 

§ 1 Abs. 3 der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU NRW) die Zuständigkeit 

des Kreises Coesfeld als Untere Immissionsschutzbehörde gegeben. 

 

Der Genehmigungsantrag und die Antragsunterlagen haben nachstehenden Behörden 

und Stellen zur Prüfung und Stellungnahme vorgelegen: 

 Gemeinde Billerbeck als Standortgemeinde, 
 Landesbetrieb Wald und Holz, Regionalforstamt Münsterland 
 Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle Coesfeld 
 BR MS, Dez. 55, Arbeitsschutz 

Die Fragen  

  des Bauplanungs-, Bauordnungsrechts und Brandschutzes, 
 des Veterinärechtes, 
 des Immissionsschutzes, 
 des Bodenschutzes, 
 des Landschaftsschutzes, 
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 des Natur- und Artenschutzes,  
 des Wasserrechtes und 
 des Abfallrechtes  

hat der Kreis Coesfeld im Rahmen seiner eigenen Zuständigkeiten geprüft. 

 

Bei der beantragten Anlage handelt es sich laut Stellungnahme der Landwirtschaftskam-

mer NRW, Kreisstelle Coesfeld, vom 18.04.2024 um eine landwirtschaftlich privilegierte 

Tierhaltung gemäß § 201 BauGB. Die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens im 

Außenbereich gemäß § 35 (6) BauGB ist gegeben; die ausreichende Erschließung ist ge-

sichert. 

Das gemeindliche Einvernehmen gemäß § 36 BauGB wurde durch die Gemeinde Biller-

beck mit Schreiben vom 21.04.2026 erteilt. 

 

Genehmigungsverfahren / Öffentlichkeitsbeteiligung 

Aufgrund der Tierplatz- und Güllelagerkapazität handelt es sich bei der beantragten Tier-

haltungsanlage um eine Anlage der Ziffer 7.1.11.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Das 

Genehmigungsverfahren war somit gemäß § 2 Abs. 2 der 4. BImSchV in Verbindung mit 

§ 19 BImSchG in einem vereinfachten Verfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durch-

zuführen. 

 

Fachgesetzliche Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen: 

Für Tierhaltungsanlagen kann das Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen sowie 

das Entstehen sonstiger Gefahren oder erheblicher Belästigungen von Bedeutung sein. 

Daher unterliegen Tierhaltungsanlagen beim Erreichen oder Überschreiten bestimmter 

Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen des jeweils rechtlich oder tatsächlich möglichen 

Betriebsumfanges der Genehmigungspflicht nach dem BImSchG.  

Die beantragte Anlage ist mit einer Tierplatzkapazität von 1.065 Mastschweine, 2.362 

Ferkel und 350 Sauen als Anlage der Ziffer 7.1.11.3 des Anhanges 1 zur 4. BImSchV ge-

nehmigungspflichtig nach dem BImSchG.  
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Nach § 6 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn: 

 sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer aufgrund des  

§ 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, 

und  

 andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der 

Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 

 

Die beteiligten Behörden und Stellen haben die Unterlagen geprüft und, abgesehen von 

Vorschlägen für verschiedene Nebenbestimmungen und Hinweise, keine Bedenken ge-

gen die Erteilung der Genehmigung zur Änderung und zum Betrieb der Anlage erhoben. 

Rechtsgrundlage für den Erlass der Nebenbestimmungen ist § 12 Abs. 1 BImSchG. Da-

nach kann die Genehmigung unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden 

werden, soweit dies erforderlich ist, um die Erfüllung der in § 6 BlmSchG genannten Ge-

nehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen.  

Die in dieser Genehmigung enthaltenen Vorbehalte, Bedingungen, Befristungen, Geneh-

migungsinhaltsbestimmungen und weiteren Festsetzungen sind hierzu geeignet, erfor-

derlich und auch angemessen. 

 

VI.2 Umweltbezogener Sachverhalt  

Mit Inkrafttreten des geänderten Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) am 03.08.2001 unterfällt das Vorhaben unter Berücksichtigung der Stichtagsre-

gelung 14.03.1999 (vorhanden 133 Sauen-, 624 Mastschweineplätzen und 500 Fer-

kelaufzuchtplätze) nicht den Regelungen des  UVPG. Somit bedurfte es weder einer Vor-

prüfung noch einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG. 

 

Immissionsschutz 

Örtliche Lage 

Der Standort des Betriebes liegt im Außenbereich in der Stadt Billerbeck. Durch Bebau-

ungsplan festgesetztes Wohngebiet ist im Umkreis von 600 m nicht vorhanden.  
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Gerüche 

Im Genehmigungsverfahren wurde im Rahmen einer Ausbreitungsberechnung nach An-

hang 3 der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) eine gutachterliche 

Immissionsprognose für Gerüche ausgehend vom Tierhaltungsbetrieb Gröver durch das 

Ingenieurbüro Richters & Hüls durchgeführt.  

Das Geruchs- und Ammoniak-Gutachten Nr.G-6477-01 vom 21.01.2026 wurde auf 

Grundlage des Anhangs 7 der TA Luft 2021 angefertigt.  

 

Durch die Ergebnisse der Ausbreitungsberechnungen des Gutachtens kann gezeigt wer-

den, dass es durch die geplanten Änderungen auf dem Betrieb Gröver im direkten Um-

feld zu einer gleichbleibenden bzw. stellenweise verbesserten Immissionssituation 

kommt.  

Die Berechnungen der Geruchsgesamtbelastung zeigen, dass an den südlich des Betrie-

bes Gröver gelegenen Wohnhäusern Geruchshäufigkeiten über 0.25 (25 %) auftreten. 

Anzumerken ist, dass es zu den hohen Geruchshäufigkeiten aufgrund der unmittelbaren 

Nähe der einzelnen Wohnhäuser und Tierhaltungsbetriebe zueinander kommt. Durch 

die geplanten Änderungen auf dem Betrieb Gröver ergibt sich in diesen Bereichen aller-

dings eine gleichbleibende bis verbesserte Immissionssituation. 

Darüber hinaus kommt es an einem Flächenkennwert am Wohnhaus am Standort Bo-

ckelsdorf 32 a-c zu Geruchshäufigkeiten über 0,25 (25 %). Die hohen Werte sind auf die 

direkte Nähe zum Vorbelastungsbetrieb VB06 (Bockelsdorf 33) zurückzuführen. Der Im-

missionsbeitrag des Betriebes Gröver ist hier vergleichsweise gering. Durch die vorgese-

henen Änderungen auf dem Betrieb Gröver kommt es hier zu einer Verbesserung der 

Immissionssituation. 

An den umliegenden weiteren Wohnhäusern werden Immissionswerte bis 0,20 (20 %) 

erreicht. Gemäß der TA Luft 2021 sind bei der Geruchsbeurteilung im Außenbereich 

Werte von 0.20 (Regelfall) bis 0.25 (begründete Ausnahme) für Tierhaltungsgerüche her-

anzuziehen. Der Immissionswert wird demnach an den weiteren umliegenden Wohn-

häusern eingehalten. 

Aufgrund der landwirtschaftlich geprägten Umgebung und der unmittelbaren Nähe zu  
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umliegenden Tierhaltungsbetrieben und der naturgemäß damit verbundenen, über die 

Jahre entstandenen Geruchsimmissionen kann eine höhere Geruchsbelastung als tole-

rierbar angesehen werden.  

 

Die Aussagen im Antrag einschließlich der Berechnung sind plausibel. 

 

Ammoniak / Stickstoff / FFH-Verträglichkeit 

Die Ammoniakausbreitungsberechnung des Ingenieurbüro Richters & Hüls Nr.G-6477-

01 vom 21.01.2026 führt zu folgendem Ergebnis: 

In der Höhenschicht 0 – 3 m wird die Ammoniakkonzentration von 2 µg NH3/m³ durch 

eine Isoplethe dargestellt, außerhalb dieser Isoplethe ist davon auszugehen, dass der 

Schutz von besonders empfindlichen Pflanzen gewährleistet ist.  

Gemäß Anhang 9 der TA Luft ist bei der Prüfung, ob der Schutz vor erheblichen Nachtei-

len durch Schädigung empfindlicher Pflanzen und Ökosysteme durch Stickstoffdeposi-

tion gewährleistet ist, zunächst zu prüfen, ob die Anlage in erheblichem Maße zur Stick-

stoffdeposition beiträgt. Entsprechend ist zu prüfen, ob sich empfindliche Pflanzen und 

Ökosysteme im Beurteilungsgebiet befinden, d.h. es ist festzustellen, ob empfindliche 

Pflanzen oder Ökosysteme innerhalb der Isoplethe liegen, in der die Gesamtzusatzbe-

lastung der Anlage mehr als 5 kg Stickstoff pro Hektar und Jahr beträgt. 

Die ermittelte Isoplethe überstreicht keine Areale mit empfindlichen Pflanzen und Öko-

systemen. Dementsprechend liegen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen erheblicher 

Nachteile vor. Insgesamt ist festzuhalten, dass es durch die geplanten Änderungen und 

den damit verbundenen Minderungsmaßnahmen zu einer Verbesserung der Stickstoff-

deposition an den umliegenden Waldflächen kommt. 

Gemäß dem „Stickstoffleitfaden BImSchG-Anlagen“ wird anhand einer 0,30 kg N/(ha*a) 

Isoplethe ermittelt, ob innerhalb dieses Einwirkbereichs FFH-Gebiete, bzw. FFH-Lebens-

raumtypen vorhanden sind.  

Dabei zeigt sich, dass die Isoplethe bis in das nordöstlich gelegene FFH-Gebiet DE-4010-

301 „Bombecker Aa“ hineinreicht. Den Ergebnissen ist zu entnehmen, dass es hier 
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gleichermaßen zu einer Verbesserung der Immissionssituation gegenüber dem derzeiti-

gen Zustand kommt. 

 

VI.3 Prüfergebnis 

Gesamtbeurteilung 

Die Antragsunterlagen und Stellungnahmen wurden eingehend von der Genehmigungs-

behörde geprüft. Die Prüfung hat ergeben, dass die Voraussetzungen nach § 6 BImSchG 

unter Berücksichtigung der im Abschnitt IV. genannten Nebenbestimmungen für die Ge-

nehmigungserteilung vorliegen. Die sich aus § 5 BImSchG ergebenden Pflichten werden 

erfüllt und auch andere öffentlich-rechtliche Vorschriften stehen dem Vorhaben nicht 

entgegen. 

In den Abschnitten I. und II. dieses Genehmigungsbescheides sind die wesentlichen Leis-

tungsdaten der Anlage festgelegt.  

 

Die Beurteilung ergibt, dass dem Betrieb der gesamten Anlage keine von vornherein un-

überwindlichen Hindernisse im Hinblick auf die Genehmigungsvoraussetzungen entge-

genstehen.  

 

Entscheidung 

Da insgesamt – und durch Prüfung belegt – die wesentliche Änderung der Anlage unter 

Berücksichtigung der Anforderungen im Bescheid schädliche Umwelteinwirkungen nicht 

verursacht und erhebliche Nachteile etc. im Sinne des BImSchG nicht herbeigeführt wer-

den sowie andere öffentlich-rechtliche Belange dem Vorhaben nicht entgegenstehen, 

war gemäß § 6 BImSchG die Genehmigung zu erteilen. 

Mit der Verwirklichung des Vorhabens ergeben sich nach Prüfung des Antrages ein-

schließlich seiner Unterlagen, der gutachtlichen Stellungnahmen, der Stellungnahmen 

der Fachbehörden sowie aufgrund der vorgenannten Festsetzungen keine Gesichts-

punkte, die eine andere Entscheidung erforderlich gemacht hätten. 
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VII.

Verwaltungsgebühren

Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsteller. Hierzu ergeht ein gesonderter Kos­

tenbescheid.

VIII.

Ihre rechtlichen Möglichkeiten

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung beim Verwaltungs­

gericht Münster Klage erhoben werden.

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 

sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet.

Hinweis zu Ihren Rechten:

Das der Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren wurde in vielen Bereichen 

abgeschafft. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfehle ich Ihnen, sich vor Erhebung 

einer Klage zunächst mit mir in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so etwaige 

Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage behoben werden. Die Klagefrist von ei­

nem Monat wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht 

verlängert.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Frank Geburek
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Anhang 1: Antragsunterlagen  

Lfd. 
Nr.: 

Ver- 
zeich-
nis 

Inhaltsverzeichnis vom 27.04.2026 
bezeichnung des Dokuments 

Ver-
sion/Rev. 
Mit Datum 

Sei-
ten 

1 1.2. Inhaltsverzeichnis 
V3 / 
25.06.26 2 

2   Deckblatt 1 - Antrag nach § 4 BImSchG   1 

3 1.1. Formular 1 nach BImSchV mit Kosten 
V2 / 
25.06.26 4 

4 1.3. Kurzbeschreibung 
V1 / 
04.02.26 1 

5   Deckblatt 2 - Pläne     

6 2.1. Amtliche Basiskarte 1 : 5000 
V1 / 
04.02.26 1 

7 2.2. Flurkarte 
V1 / 
04.02.26 1 

8 2.3. Amtlicher Lageplan 
V2 / 
20.03.26 1 

9   Deckblatt 3 - Bauvorlagen   1 

10 3.1. Antragsformular 
V1 / 
04.02.26 2 

11 3.2. Statistisches Erhebungsblatt 
V1 / 
04.02.26 3 

12 3.3. Zeichnung Güllehochbehälter 
V1 / 
04.02.26 1 

13 3.3. Zeichnung Nutzungsänderung BE 1 
V1 / 
04.02.26 1 

14 3.3. Zeichnung Nutzungsänderung BE 3 
V1 / 
04.02.26 1 

15 3.3. Zeichnung Nutzungsänderung BE 4 
V1 / 
04.02.26 1 

16 3.3. Zeichnung Sauenstall Grundriss 
V1 / 
04.02.26 1 

17 3.3. Zeichnung Sauenstall Güllekeller 
V1 / 
04.02.26 1 

18 3.3. Zeichnung Sauenstall Schnitt und Ansichten 
V1 / 
04.02.26 1 

19 3.4. Baubeschreibung Güllehochbehälter 
V2 / 
25.02.26 3 

20 3.4. Baubeschreibung Sauenstall   3 

21 3.5. Betriebsbeschreibung 
V2 / 
13.04.26 5 

22 3.6. Berechnungen 
V1 / 
04.02.26 3 

23 3.7. Bautechnische Nachweise 
V1 / 
04.02.26 1 

24 3.8. Brandschutznachweis 
V1 / 
04.02.26 26 

25 3.9. Ergänzende Betriebsbeschreibung Schweinestall 
V1 / 
04.02.26 14 
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26 3.9. Deckblatt 4 - Anlage und Betrieb   1 

27 4.1. Arbeitsplatzgefährdungsbeurteilung 
V1 / 
04.02.26 1 

28 4.2. Anlagen- und Betriebsbeschreibung 
V1 / 
04.02.26 3 

29 4.3. Maßnahmen Betriebseinstellung 
V1 / 
04.02.26 1 

30 4.4. Immissionsgutachten 
V1 / 
04.02.26 84 

31 4.5. BImSchG-Antrag Formular 2 
V1 / 
04.02.26 2 

32 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE1 
V1 / 
04.02.26 2 

33 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE3 
V1 / 
04.02.26 2 

34 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE4 
V1 / 
04.02.26 2 

35 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE5 
V1 / 
04.02.26 2 

36 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE6 
V1 / 
04.02.26 2 

37 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE7 
V1 / 
04.02.26 2 

38 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE8 
V1 / 
04.02.26 2 

39 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE9 
V1 / 
04.02.26 2 

40 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE10 
V1 / 
04.02.26 2 

41 4.5. BImSchG-Antrag Formular 3 BE11 
V1 / 
04.02.26 2 

42 4.5. BImSchG-Antrag Formular 4 
V1 / 
04.02.26 5 

43 4.5. BImSchG-Antrag Formular 5 
V1 / 
04.02.26 2 

44 4.5. BImSchG-Antrag Formular 6 
V1 / 
04.02.26 2 

45 4.5. BImSchG-Antrag Formular 7 
V1 / 
04.02.26 3 

46 4.5. BImSchG-Antrag Formular 8.1 
V1 / 
04.02.26 5 

47 4.5. BImSchG-Antrag Formular 8.2 
V1 / 
04.02.26 3 

48 4.5. BImSchG-Antrag Formular 8.3 
V1 / 
04.02.26 3 

49 4.5. BImSchG-Antrag Formular 8.4 
V1 / 
04.02.26 3 

50 4.5. BImSchG-Antrag Formular 8.5 
V1 / 
04.02.26 3 

51 4.6. Erläuterungsbericht Entwässerung 
V1 / 
04.02.26 1 
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52   
Deckblatt 5 - Unterlagen Umweltverträglichkeit und Natur-
schutz   1 

53 5.1. Angaben Vorprüfung des Einzelfalls nach UVPG 
V1 / 
04.02.26 1 

54 5.2. FFH-Vorprüfung (Stufe I) 
V1 / 
04.02.26 20 

55 5.3. Artenschutzrechtliche Prüfung (Stufe I) 
V1 / 
04.02.26 24 

56 5.4. Landschaftspflegerischer Begleitplan 
V1 / 
04.02.26 40 

57   Deckblatt 6 - Sonstige Unterlagen für das Verfahren   1 

58 6.1. Bauvorlagenberechtigung 
V1 / 
04.02.26 1 

59 6.2. Nährstoffbeurteilungsblatt 
V1 / 
04.02.26 4 

60 6.3. Sicherheitsdatenblatt SORGENE 5 
V1 / 
04.02.26 20 

61 6.4. Bestätigung Ferkel 
V1 / 
20.03.26 1 
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Anhang 2:  Angaben zu den genannten Vorschriften und Quellen 

   jeweils in der zum Zeitpunkt der Entscheidung gültigen Fassung 

EU-Vorschriften  
Richtlinie  
2008/50/EG 

Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Eu-
ropa (ABl. Nr. L 152 vom 11.6.2008 S. 1-44, ber. 2012 L 336 S. 101; 
Richtlinie (EU) 2015/1480, Abl. Nr. L 226 vom 29.08.2015) 

 
 

 

Nationale Vorschriften 
Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften 
AwSV Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 905) 
BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-

vember 2017 (BGBl. I S. 3634) 
BauO NRW 2018 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauord-

nung 2018) vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 2018 S. 421)  
BImSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 

Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge – Bundes-Immissionsschutzgesetz – in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 
2021 I S. 123) 

4. BImSchV Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes / Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017  
(BGBl. I S. 1440) 

BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege – Bundesnatur-
schutzgesetz – vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) 

DüV Verordnung über die Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfs-
stoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln nach den 
Grundsätzen der guten fachlichen Praxis beim Düngen – Dünge-
verordnung – vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305) 

LNatSchG NRW Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen –  Landesna-
turschutzgesetz – vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. 2000 S. 568) 
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Nationale Vorschriften 
Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften 
SchHaltHygV Schweinehaltungshygieneverordnung vom 02.April 2014 (BGBl I S. 326) 

in der derzeit gültigen Fassung 
TA Lärm  Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissi-

ons-schutzgesetz – Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
– vom 26. August 1998 (GMBl. Nr. 26/1998 S. 503) 

TA Luft Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz – Technische Anleitung zur Rein-
haltung der Luft – vom 18. August 2021 (GMBl 2021 Nr. 48-54, 
S. 1050) 

TierSchNutztV Verordnung zum Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere und ande-
rer zur Erzeugung tierischer Produkte gehaltener Tiere bei ihrer 
Haltung – Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. August 2006 (BGBl. I S. 2043), zu-
letzt geändert durch Art. 1a der Verordnung vom 29.01.2021 
(BGBl. I S. 146) 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540) 

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts – Wasserhaushaltsge-
setz – vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585)  

ZustVU Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz - Nordrhein-Westfalen - 
vom 03. Februar 2015 (GV. NRW. S. 268) 

 
 

 

Erlasse  
Beurteilung der 
NH3-Emissionen 
und -Immissionen 
bei Tierhaltungs-
anlagen 

Beurteilung der NH3-Emissionen und -Immissionen bei Tierhal-
tungsanlagen gemäß TA Luft : 
Erlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz des Landes NRW (MUNLV) vom 
17.05.2004 (Az. V-6-8851.7.1)  

Runderlass Mess-
stellen 

Ermittlung der Emissionen und Immissionen von luftverunreini-
genden Stoffen, Geräuschen und Erschütterungen sowie Prüfung 
technischer Geräte und Einrichtungen:  
Gemeinsamer (RdErl.) des Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (MUNLV) [V-3/V-
5 - 8817.4.2/8843.2 (V Nr. 2/03)] - und des Ministeriums für Ver-
kehr, Energie und Landesplanung (MVEL) [IV 5 - 46 – 32] vom 
20. Mai 2003 (MBl. NRW. S. 924; SMBl. NRW. 7130) 
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Erlasse  
Tierhaltungs- 
erlass 

Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tierhaltungsanla-
gen: 
Erlass des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz des Landes NRW (MKULNV) [V-2] 
vom 19. Februar 2013 

 
 

 

DIN-Normen (Deutsches Institut für Normung e. V.) 
DIN 18920 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, 

Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen, 
Ausgabe 2014-07  
(Diese Norm gilt für die Planung und Durchführung von Arbeiten jeder 
Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, instand gehalten, geän-
dert oder beseitigt wird. Sie dient dem Schutz von zu erhaltenden Ein-
zelbäumen und Pflanzenbeständen (Vegetationsflächen), zum Beispiel 
aus Bäumen, Sträuchern, Gräsern, Kräutern, da der ökologische, klimati-
sche, ästhetische, schützende oder sonstige Wert bestehender Pflan-
zen/Pflanzungen durch Ersatz im Regelfall nicht oder erst nach Jahren 
erreicht wird.) 

DIN 2403 Kennzeichnung von Rohrleitungen nach dem Durchflussstoff  
Ausgabe 2018-10 

DIN EN 805 Wasserversorgung - Anforderungen an Wasserversorgungssys-
teme und deren Bauteile außerhalb von Gebäuden, Ausgabe 
2000-03 

DIN EN 1610 Einbau und Prüfung von Abwasserleitungen und -kanälen; Deut-
sche Fassung EN 1610:2015, Ausgabe 2015-12; Berichtigung 1 zu 
DIN EN 1610, Ausgabe 2016-09 

 
 

 

Technische, berufsgenossenschaftliche und sonstige Regeln/Informationen 
DVGW W 400 Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen (TRWV) 

Teil 1: Planung, Ausgabe 2015-02 
Teil 2: Bau und Prüfung; Arbeitsblatt, Ausgabe 2004-09 
Teil 3: Betreib und Instandhaltung, Ausgabe 2006-09 

TRwS 792 
DWA-A 792 

Technische Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS) - Jauche-, 
Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen), Ausgabe 2018-
08 
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VDI-Richtlinien (Verein Deutscher Ingenieure) 
VDI 2066 Blatt 1 
2011-11 

Messen von Partikeln - Staubmessungen in strömenden Gasen – 
Gravimetrische Bestimmung der Staubbeladung 

VDI 2066 Blatt 10 
2004-10 

Messen von Partikeln -Staubmessung in strömenden Gasen – 
Messung der Emissionen von PM<(Index)10> und PM<(Index)2,5> 
an geführten Quellen nach dem Impaktionsverfahren  

VDI 3894 Blatt 1 
2011-09 

Emissionen und Immissionen aus Tierhaltungsanlagen 
Haltungsverfahren und Emissionen; Schweine, Rinder, Geflügel, 
Pferde 

VDI 4251 Blatt 1 
2019-09 

Erfassen luftgetragener Mikroorganismen und Viren in der Außen-
luft - Planung von anlagenbezogenen Bioaerosolmessungen - Tra-
versenmessung 

 
 

 

LAI Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz  
www.lai-immissionsschutz.de 

LAI-Bericht (2004) Bewertungsmaßstäbe von Schadstoffen, für die keine Immissions-
werte festgelegt sind (vom 21.09.2004) 

LAI-Leitfaden  
Bioaerosole 

Leitfaden zur Ermittlung und Bewertung von Bioaerosol-Immissio-
nen (LAI-Leitfaden Bioaerosole) vom 31.01.2014 

LAI-Stickstoff-Leit-
faden  
 

„Leitfaden zur Ermittlung und Bewertung von Stickstoffeinträgen 
der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz“ vom 
01.03.2012; Einführung als Leitfaden für die Umweltverwaltung in 
NRW durch Erlasse, zuletzt durch das Ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
NRW (MKULNV) vom 12.04.2012 (Az. V-3-8819/N-Dep-Ke) 

 
 

 

LANUV Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW 
Ammoniak- 
immissionen 

Handlungsempfehlung zur Beurteilung von Ammoniakimmissio-
nen im Rahmen von Genehmigungsverfahren für Tierhaltungsan-
lagen in NRW (Stand August 2002) 

Bioaerosole aus 
Tierhaltungs- 
anlagen 

Arbeitshilfe „Bioaerosole aus Tierhaltungsanlagen“ vom 
10.12.2015; eingeführt durch Erlass des Ministeriums für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen (MKULNV NRW) mit Datum vom 
03.02.2016 (Az. V-6-9620.1.2) 
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Anhang 2: Merkblatt  zur Entsorgung von Baustellenabfällen 

vgl. beigefügte Infoblatt-Bauabfälle Wirtschaftsbetriebe Kreis Coesfeld  
                       GmbH 

Infoblatt-Bauabfael
le Stand 01.2026.pdf 
 

Übersicht der genannten Abteilungen des Kreises Coesfeld 
Kreis Coesfeld, 
FD 63.1 

Kreis Coesfeld, Abteilung 63 - Bauen und Wohnen 
Fachdienst 1 – Bauaufsicht 
(Untere Bauaufsichtsbehörde) 

Kreis Coesfeld, 
FD 70.1 

Kreis Coesfeld, Abteilung 70 - Umwelt, 
Fachdienst 1 - Betrieblicher Umweltschutz  
(Untere Immissionsschutzbehörde) 


